
Kommentar

Von Tobias Peter

Als wahrscheinlichstes Bündnis nach der
Wahl gilt eine Koalition aus Union und SPD.
Friedrich Merz und die CDU haben jedoch
verstanden: Es muss für sie neben den So-
zialdemokratennocheineandereOptionge-
ben. Sonst könnten sie der SPD nach der
Wahl auch gleich ein leeres Blatt Papier rei-
chen und sagen: „Schreibt drauf, was ihr
wollt! Ihr bekommtes alles.“
Wenn Merz nun sagt, in der Außen- und

Sicherheitspolitik gebe es mehr Gemein-
samkeiten zu denGrünen als zur SPD, ist das
richtig. Es ist aber auch ein Signal: Wir kön-
nen und wollen uns den Koalitionspartner
selbstbewusst aussuchen.
Ein Bündnis zwischen Union und Grünen

ist möglich, wie Nordrhein-Westfalen,
Schleswig-Holstein und Baden-Württem-
berg zeigen. Im Bund sind die Unterschiede
in der Finanz-, Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik zwar groß. Das gilt aber auch für Union
und SPD.Der Knackpunkt für Schwarz-Grün
wäre die Migrationspolitik. Die Grünen ha-
ben sich zu einer härterenLinie bewegt.Um-
fassende Zurückweisungen an der Grenze,
wieMerz sie fordert,könnte sie zerreißen.
Auch viele in der Union sind aber über-

zeugt, dass ihnen Schwarz-Grün im Bund
schaden würde. Die eigenen Anhänger wür-
den sich hinterher beklagen: „Erst wählen
wir CDU, dann bekommen wir die Grünen.“
Dass viele das für ein Unglück halten, dafür
hat so mancher in CDU und CSU mit aus-
ufernderAnti-Grünen-Rhetorik gesorgt.

Knackpunkt für
Schwarz-Grün
Merz brauchtOptionennachderWahl.
Doch einBündnismit denGrünen
könnteWählerundPartei verprellen.

Stuttgart. Die Polizei soll künftig auf öf-
fentlichen Veranstaltungen wie Weih-
nachtsmärkten noch leichter und selbst-
ständiger Waffenkontrollen durchführen
können. Bislang werden Polizisten bei der
Durchsetzung vonWaffenverboten teils von
Mitarbeitern von Rathäusern und Landrats-
ämternbegleitet.Manplane,noch vorWeih-
nachten mit einer neuen Verordnung die
Kommunen zu entlasten, damit die Polizei
stärkeralleinekontrollierenkönne,kündigte
Innenminister Thomas Strobl (CDU) an.
Die Polizei im Südwesten darf bereits et-

wa bei öffentlichen Veranstaltungen inWaf-
fenverbotszonenoder an gefährlichenOrten
unbegleitet kontrollieren, das ist im Polizei-
gesetz des Landes geregelt. Daneben gibt es
das Waffengesetz des Bundes – es wurde
nach den Attentaten von Solingen und
Mannheimverschärft.NungibtesderPolizei
mehr Befugnisse für stichprobenartige und

anlasslose Waffenkontrollen bei öffentli-
chenVeranstaltungenund inVerbotszonen.
Die aktuelle Änderung des Waffengeset-

zes gilt für öffentliche Vergnügungen, unter
die auchWeihnachtsmärkte fallen.Hier dür-
fen neben Waffen grundsätzlich auch keine
Messermehrmitgeführtwerden.
Da der zuständige kommunale Ord-

nungsdienst nicht so geschult ist für poten-
ziell gefährliche Lagen, holen sich die kom-
munalenMitarbeiter häufig die Polizei dazu,
hieß es aus dem Innenministerium. Das sei
aber realitätsfernundwürdedieÄmterüber-
fordern,sagte der Landeschef derDeutschen
Polizeigewerkschaft, Ralf Kusterer. Deshalb
sei die geplanteÄnderungnotwendig.
Die Sicherheitslage auf den Weihnachts-

märkten im Land nannte Strobl angespannt,
sagte aber: „Es gibt keinen Grund, Angst zu
haben.“ Die Polizei werde aber alles tun, da-
mit dieWeihnachtsmärkte sicher seien. dpa

Mehr Befugnisse für Polizei
bei Waffenkontrollen
Kommunen sollenbei der Sicherung etwa vonWeihnachtsmärkten
entlastet werden. Innenminister Strobl beruhigt.

Berlin.CDU-Chef undUnions-Kanzlerkan-
didat Friedrich Merz sieht Schnittmengen
seinerParteimitdenGrünen.„InderAußen-
und Sicherheitspolitik gibt es sicher mit den
Grünen mehr Gemeinsamkeiten als mit der
SPD“, sagte er der „Bild“. In derWirtschafts-
politik allerdings sei die CDU „ganz anderer
Meinung“.Merz kündigte an, nach der Bun-
destagswahlmit allen „demokratischenPar-
teien der politischenMitte“zu sprechen.Die
CSU beharrte derweil auf ihrem Nein zu
einer schwarz-grünenKoalition.
Auf parlamentarische Mehrheiten käme

die Union als in Umfragen aktuell stärkste
Kraft gegenwärtig sowohl gemeinsam mit
der SPD (47,5 Prozent) als auchmit denGrü-
nen (44,5Prozent),wie eineUmfrage von In-
sa für die „Bild“zeigt. red/AFP
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Merz sieht
Gemeinsamkeit
mit Grünen
Grüne oderSPD –dieUnion ist sich
uneins, wer alsKoalitionspartner
in Frage kommen könnte.

Berlin. Fußballfans können laut „Bild“
auch künftig Bundesliga-Höhepunkte in der
„Sportschau“ sehen. Die ARD darf demnach
bis 2029 zeitnahe Zusammenfassungen zei-
gen. Der öffentlich-rechtliche Sender habe
sich angeblich die Medienrechte gegenüber
dem Mitbewerber RTL für vier Spielzeiten
gesichert und könne weiterhin am Samstag
dieBilder imFree-TVanbieten,heißt es.
DieARDäußerte sichnichtdazu.Lautder

Zeitung kann die Deutsche Fußball Liga
(DFL) die Einnahmen beim Verkauf der
deutschsprachigen Medienrechte an der
Bundesliga und der 2. Liga stabil halten. Die
Erlöse der Auktion für die Spielzeiten bis
2028/29 sollen bei mehr als einer Milliarde
Europro Saison liegen. dpa

Bundesliga-Rechte
wohl wieder an ARD
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Regensburg. Der VfB Stuttgart hat auch
nach einer Radikal-Rotation das DFB-Pokal-
Viertelfinale erreichtunddarfweiter vonder
Reise nach Berlin träumen. Ohne Alexander
Nübel,MaximilianMittelstädt oder Ermedin
Demirovic in der Startelf setzte sich der
Champions-League-Starter souverän mit
3:0 (2:0) beim chancenlosen Zweitliga-
Schlusslicht SSVJahnRegensburg durch.
Drei Tage vor dem Bundesliga-Heimspiel

gegen den 1. FC Union Berlin war auch eine
auf siebenPositionenveränderte Stuttgarter
Startelf mindestens eine Klasse zu stark für
die Oberpfälzer, die sich nun ausschließlich
auf ihr kompliziertes Projekt Klassenerhalt
konzentrieren können. Ihren Kontrahenten
im Viertelfinale erfahren die Stuttgarter bei
derAuslosung am15.Dezember. dpa

DFB-Pokal:
VfB spaziert ins
Viertelfinale
DieStuttgarter zeigenmit einem3:0
gegenRegensburg einendeutlichen
Klassenunterschied.

Baden-WürttembergsMinisterpräsident
Winfried Kretschmann hat
ein Auge auf die Kultur.
Montage: Sebastian Ruckaberle

Von Annika Grah

Stuttgart.Kulturförderung hat auch in Ba-
den-Württemberg keinen leichten Stand.
Nur knapp jeder dritte Befragte imaktuellen
BaWü-Check ist der Auffassung, dass das
Land ausreichend Geld für Kunst und Kultur
ausgibt. Nur jeder Vierte findet, dass mehr
Geld in den Bereich fließen sollte. Und 20
Prozent sind der Ansicht, dass Baden-Würt-
temberg weniger Geld in die Kulturförde-
rung stecken sollte. Das ist das Ergebnis des
BaWü-Checks, der Umfrage des Instituts für
Demoskopie in Allensbach im Auftrag ba-
den-württembergischerTageszeitungen.
Wenigstens die Hälfte der Befragten ist

der Ansicht, dass Förderung und Unterstüt-
zung von Kultureinrichtungen Aufgabe des
Landes ist. Nur jeder Vierte findet das nicht.
Und noch einmal ein Viertel ist unentschie-
den. Vor allem Jüngere und Kulturinteres-
sierte sehen den Staat in derVerantwortung.
Bei den Unter-30-Jährigen sind 67 Prozent
der Ansicht, dass der Staat Kunst und Kultur
fördern sollte.
Im Vergleich zu anderen staatlichen Auf-

gaben fallen die Kultureinrichtungen aller-
dingsweit ab.Knapp zwei Drittel der Befrag-
ten sind der Ansicht, dass das Land bei Kul-
tureinrichtungenwieTheaternoderMuseen
eher sparen soll. Nur 37 Prozent finden, der
Staat solltehiermehrGeldausgeben.Nurbei
großen Bauprojekten hätten noch mehr
Menschen im Land lieber, dass der Staat
spart.Anders siehtdieUnterstützungbeiGe-
sundheitseinrichtungen, der Ausstattung
vonSchulenoderderAusstattungderPolizei
aus.Hier finden80bis 90ProzentderBefrag-
ten, dass das Land eher mehr Geld in die
Handnehmensollte.
Dabei gehen die Menschen im Südwesten

am seltensten in die Oper oder ins Ballett
und am häufigsten ins Kino oder in die Bib-
liothek.TrotzdemfälltdasUrteil,welcheIns-
titutionenFördermittel erhalten sollten,un-
einheitlich aus. Während 32 Prozent mei-
nen, dass vor allem Einrichtungen gefördert
werden sollen, die viel Publikum anziehen,
halten es 28 Prozent für angemessen, wenn
möglichst viele Institutionen Mittel erhal-
ten.22Prozent fändenes ambesten,wenn in
wirtschaftlichen Schwierigkeiten steckende
Einrichtungenunterstütztwürden.
Leitartikel

Jeder Fünfte würde bei
Kulturförderung sparen
Zwar hält jeder Zweite imaktuellen BaWü-CheckKulturförderung für eine Staatsaufgabe.

Doch vor allembei großenKultureinrichtungen finden viele,man könnte sparen.

Umfrage zur Zuständigkeit

%

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre
Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 6184/III

„Sollte Kulturförderung Aufgabe
des Staates sein?“
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67
Prozent der Befragten im Alter

unter 30 Jahren finden,
dass der Staat Kunst und
Kultur fördern sollte.

32
Prozent der Befragten meinen,
dass vor allem Einrichtungen
gefördert werden sollen, die
viel Publikum anziehen.
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Marktplatz mit Bäumen
Der Vaihinger Stadtteilausschuss hat
sich am Montag mehrheitlich dafür
ausgesprochen, bei weiteren Planungen
für eine Aufwertung des Marktplat-
zes einen Antrag der BbV zu berück-
sichtigen. Dort sind acht Bäume ent-
lang der Nord- und Ostflanke des Plat-
zes geplant. Seite 9.

Illingen

Musik in der Stromberghalle
Beim Adventskonzert des MPC 2000
Männerchors trat erstmals auch eine
Frauengruppe auf, die eigens für den
Auftritt gegründet wurde. Neben
Weihnachtsklassikern hatten die Musi-
ker und Musikerinnen auch ein paar
musikalische prominente Künstler mit-
gebracht. Die Zuschauer in der vollen
Stromberghalle waren begeistert. Mehr
auf Seite 12.

AufstiegschancenIm Lokalteil

15,- €

Bei uns im VKZ-Shop

Wir sind für Sie da
Aboservice
Mo.-Fr. Telefon (0 7042) 919-35, 8 -12.30, 13.30 -16 Uhr

Sa.Telefon (0 7042) 9 19-26, 8-10 Uhr
Mail: vertrieb@vkz.de

Anzeigenservice
Telefon (0 70 42) 919-40
Mail: anzeigen@vkz.de

Lokalredaktion
Telefon (0 70 42) 919-50
Mail: info@vkz.de

Sportredaktion
Telefon (0 70 42) 919-59
Mail: sport@vkz.de

Internet:
www.vkz.de
wochenblatt.vkz.de
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